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Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Erriditung, 
Inbetriebnahme, Verlegung und Erweiterung 
von Mühlen (Mühlengesetz) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutsdicn Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 154. Sitzung am 24. Februar 1956 zur 
Vorlage gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes die aus Anlage 2 
ersichtlichen Änderungen vorgeschlagen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist In Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Unlversltäts-Budidruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rhelnallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung, Inbetriebnahme, Verlegung und Erweiterung 
von Mühlen (Mühlengesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Grundsätze 

(1) Die Errichtung einer Mühle, die Auf- 
nahme, Wiederaufnahme und Verlegung des 
Betriebes einer Mühle sowie die Erweiterung 
seiner Leistungsfähigkeit sind nach Maßgabe 
dieses Gesetzes genehmigungspflichtig. 

(2) Keiner Genehmigung bedürfen 

1. die Errichtung einer Mühle, die Aufnahme, 
Wiederaufnahme und Verlegung des Betrie- 
bes einer Mühle, wenn seine Leistungsfähig- 
keit eine Tagesleistung von einer Tonne (§ 2 
Abs. 2 Satz 2) nicht übersteigt; 

2. die Erweiterung der Leistungsfähigkeit des 
Betriebes einer Mühle auf eine Tagesleistung 
bis zu einer Tonne; 

3. die Wiederaufnahme des Betriebes einer 
Mühle, wenn der Betrieb 

a) bis zu drei Monaten die in § 2 Abs. 1 
genannten Erzeugnisse nicht hergestellt 
(geruht) hat, 

b) über drei Monate geruht hat und dies 
regelmäßig in jedem Jahr geschieht. 


§2 


Begriffsbestimmungen 


(1) Mühlen im Sinne dieses Gesetzes sind 
gewerbliche Betriebe, in denen aus Roggen, 
Weizen, Spelz (Dinkel, Fesen), Emer oder Ein- 
korn Mehl, Backschrot, Grieß oder Dunst für 
die menschliche Ernährung hergestellt wird. 


(2) Eine Erweiterung der Leistungsfähig- 
keit ist jede Änderung in den Vorrichtungen, 
die der Herstellung der im Absatz 1 genann- 
ten Erzeugnisse dienen können, wenn die Än- 
derung geeignet ist, die erreichbare Hödist- 
leistung zu erhöhen. Die Hödistleistung wird 
an der Getreidemenge gemessen, die während 
einer ununterbrochenen Betriebsdauer von 24 
Stunden verarbeitet werden kann (Tageslei- 
stung). 


Genehmigungen 


(1) Die Errichtung einer Mühle, die Auf- 
nahme, Wiederaufnahme und Verlegung des 
Betriebes einer Mühle sowie die Erweiterung 
seiner Leistungsfähigkeit sind zu genehmigen, 
wenn und insoweit die Versorgung der Be- 
völkerung mit den in § 2 Abs. 1 genannten 
Erzeugnissen ohne die Genehmigung im vor- 
aussichtlichen Absatzgebiet der Mühle gefähr- 
det sein würde. 


(2) Die Wiederaufnahme des Betriebes 
einer Mühle ist ferner zu genehmigen, wenn 
er 


1. nicht länger als ein Jahr geruht hat und die 
Mühlenanlage ln betriebsfähigem Zustand 
erhalten geblieben ist, 

2. wegen baulicher oder maschineller Verände- 
rungen nicht länger als ein Jahr geruht hat, 

3. infolge eines durch höhere Gewalt verur- 
sachten Schadens nicht länger als zwei Jahre 
geruht hat. 

(3) Die Vorschrift des § 69 des Bundes- 
vertrlebenengesetzes vom 19. Mai 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 201) findet entsprechende 
Anwendung. 



§4 


Zuständigkeit 


(1) Über den Antrag auf Genehmigung ent- 
scheidet der Vorstand der Mühlenstelle. 


(2) Vor der Entscheidung soll er Sachver- 
ständige hören, die der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten (Bun- 
desminister) jeweils für ein Jahr bestellt. Ihre 
Tätigkeit ist ehrenamtlich. Sie erhalten Reise- 
kostenvergütung (Tagegelder und Übernach- 
tungsgelder sowie Ersatz der Fahrtkosten und 
Nebenkosten In Reisekostenstufe I b) nach 
den Vorschriften über Reisekostenvergütung 
der Beamten. 

(3) § 5 Abs. 4 Satz 2 und 3 des Getreide- 
gesetzes in der Fassung vom 24. November 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 900) findet im 
Rahmen dieses Gesetzes keine Anwendung. 


den Prüfern die Anlagen zugänglich zu ma- 
chen, die für die Prüfung benötigten Arbeits- 
kräfte und Hilfsmittel bereitzustellen sowie 
die Unterlagen vorzulegen, die zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlich sind. Das Grund- 
recht des Artikels 13 des Grundgesetzes wird 
insoweit eingeschränkt. 

§7 

Gebühren 

Die Mühlenstelle erhebt zur Deckung der 
Verwaltungskosten, die durch die Bearbeitung 
von Anträgen auf Grund dieses Gesetzes ent- 
stehen, von den Antragstellern Gebühren nach 
Maßgabe einer Gebührenordnung, die der 
Bundesminister im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen und mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung erläßt. 


§5 


Befristung der Genehmigung 


Bei Erteilung einer Genehmigung ist eine 
angemessene Frist für die Ausführung der ge- 
nehmigten Maßnahme festzusetzen. Wird diese 
während der Frist nicht ausgeführt, so er- 
lischt die Genehmigung. Eine Verlängerung 
der Frist kann bewilligt werden, wenn der 
Inhaber der Genehmigung durch außerge- 
wöhnliche Gründe gehindert war, die Frist 
einzuhalten. 


§6 

Meldepflicht 

(1) Der unmittelbare Besitzer einer zur. 
Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes beste- 
henden Mühle ist verpflichtet, die in dem 
Betrieb am Tage des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes vorhandenen Vorrichtungen, die der 
Herstellung der in § 2 Abs. 1 genannten Er- 
zeugnisse dienen können, dem Vorstand der 
Mühlenstelle zu melden. 

(2) Der Bundesminister bestimmt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die Form der Meldung und die Mel- 
defrist. 

(3) Der Besitzer einer Mühle Ist verpflich- 
tet, Prüfungen des Betriebes durch den Vor- 
stand der Mühlenstelle oder seine Beauftrag- 
ten daraufhin zu dulden, ob die nach Ab- 
satz 1 erstatteten Meldungen richtig und ob 
Änderungen im Sinne des § 2 Abs. 2 ohne 
die erforderliche Genehmigung vorgenommen 
worden sind. Er Ist insbesondere verpflichtet, 




Verschwiegenheitspflicht 

Der Vorstand und die Bediensteten der 
Mühlenstelle sowie die Sachverständigen (§ 4 
Abs. 2) sind, vorbehaltlich der dienstlichen Be- 
richterstattung und der Anzeige von Gesetz- 
widrigkeiten, verpflichtet, über Einrichtungs- 
und Geschäftsverhältnisse sowie Geschäfts- 
und Betriebsgeheimnisse, die durch ihre Tätig- 
keit im Rahmen dieses Gesetzes zu ihrer 
Kenntnis gelangen, Verschwiegenheit zu be- 
wahren; sie dürfen Geschäfts- und Betriebsge- 
heimnisse nicht verwerten. Soweit sic nicht Be- 
amte sind, sind sie auf gewissenhafte Erfül- 
lung ihrer Obliegenheiten nach § 1 der Ver- 
ordnung gegen Bestechung und Geheimnis- 
verrat nichtbeamteter Personen in der Fas- 
sung vom 22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 351) zu verpflichten. 


§9 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen 
den Vorschriften dieses Gesetzes vorsätzlich 
oder fahrlässig 

Lohne Genehmigung eine Mühle errichtet, 
den Betrieb einer Mühle aufnimmt, wieder- 
aufnimmt, verlegt oder seine Leistungs- 
fähigkeit erweitert, 

2. Meldungen nach § 6 Abs. 1 und 2 nicht, 
nicht rechtzeitig, unrichtig oder unvollstän- 
dig erstattet, 

3. die Durchführung von Prüfungen nach § 6 
Abs. 3 hindert. 



(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie 
vorsätzlich begangen wird, mit einer Geldbuße 
bis zu 10 000 Deutsche Mark, wenn sie fahr- 
lässig begangen wird, mit einer Geldbuße bis 
zu 2000 Deutsche Mark geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
der Vorstand der Mühlenstelle; er nimmt auch 
die Befugnisse der obersten Verwaltungsbe- 
hörde im Sinne des § 66 Abs. 2 dieses Geset- 
zes wahr. 

§.10 

Sicherung der gesetzlichen Bestimmungen 

Wird ohne eine nach Maßgabe dieses Ge- 
setzes erforderliche Genehmigung eine Mühle 
errichtet oder der Betrieb einer Mühle auf- 
genommen, wiederaufgenommen, verlegt oder 
seine Leistungsfähigkeit erweitert, so hat die 
nach Landesrecht zuständige Behörde die Still- 
legung oder die Beseitigung der nicht geneh- 
migten Vorrichtungen anzuordnen und die 
Durchführung der Anordnung zu über- 
wachen. 

§ 11 

Übergangsregelung 

Die Errichtung einer Mühle, die Aufnahme, 
Wiederaufnahme und Verlegung des Betrie- 


bes einer Mühle sowie die Erweiterung seiner 
Leistungsfähigkeit sind zu genehmigen, wenn 
der Antragsteller vor dem 1. April 1955 zum 
Zwecke einer nach Maßgabe dieses Gesetzes 
genehmigungspflichtigen Handlung bauliche 
oder technische Maßnahmen begonnen oder 
vertragliche Verpflichtungen zum Bezug von 
Baubestandteilen oder Vorrichtungen, die der 
Herstellung der In § 2 Abs. 1 genannten Er- 
zeugnisse dienen können, übernommen hat. 
Der Antrag auf Genehmigung kann nur bin- 
nen zwei Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes gestellt werden. 

§ 12 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Verordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§13 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft und am 31. Dezember 
1959 außer Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

In der 74. Sitzung am 18, März 1955 hat 
der Deutsche Bundestag beschlossen, die Bun- 
desregierung zu ersuchen, zur Einleitung der 
Gesundung der Getreidemühlenwirtschaft 

1. einen Gesetzentwurf zur Verhinderung einer 
volkswirtschaftlich unerwünschten Erweite- 
rung der Mühlenkapazität beschleunigt vor- 
zulegen, 

2. für Kredite zur Finanzierung der freiwilli- 
gen Stillegung von Mühlenbetrieben eine 
Bürgschaft zu übernehmen. 

Mit dem Gesetzentwurf soll dem ersten Er- 
suchen des Bundestages entsprochen werden. 
Den Abbau der entbehrlichen Kapazität auf 
freiwilliger Grundlage soll die Mühlenwirt- 
schaft selbst durchführen; sie wird dazu die 
erforderlichen Einrichtungen schaffen müssen. 
Mit der Übernahme einer Bürgschaft soll der 
Bund bei der Finanzierung der notwendigen 
Maßnahmen behilflich sein. Die einzelnen 
Zwecke und die dafür benötigten Geldmittel, 
für die eine Bundesbürgschaft in Betracht 
kommen könnte, sind noch nicht bekannt. Die 
Prüfung der Frage, ob für die nach dem zwei- 
ten Ersuchen des Bundestages zu überneh- 
mende Bundesbürgschaft die bestehenden 
Rechtsvorschriften (Gesetz über die Über- 
nahme von Sicherheitsleistungen und Gewähr? 
leistungen zur Förderung der deutschen Wirt- 
schaft vom 21. Juli 1951 — BGBl. I S. 471 — 
und Drittes Gesetz über die Übernahme von 
Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 
zur Förderung der deutschen Wirtschaft vom 
6. Dezember 1954 — BGBl. I S. 365) aus- 
reichen oder weitere Ermächtigungen durch 
die gesetzgebenden Körperschaften erforder- 
lich sind, muß zurückgestellt werden, bis sich 
die Zwecke und der Geldmittelbedarf über- 
sehen lassen. 

Die Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers für 
den Gesetzentwurf ergibt sich aus Art. 74 
Nr. 17 GG. Die in dem Gesetzentwurf vorge- 


sehene Regelung bezweckt die Erhaltung einer 
ausreichenden Zahl von leistungsfähigen Müh- 
len, deren Absatzgebiete sich zur Sicherstellung 
einer ausreichenden Versorgung der Bevölke- 
rung mit Getreideerzeugnissen in angemesse- 
ner Weise innerhalb des Geltungsbereichs des 
Gesetzes verteilen und ergänzen. Die geplan- 
ten Maßnahmen dienen somit der Sicherung 
der Ernährung. Da dieses Ziel durch die Län- 
der nicht in dem gebotenen Maße verwirklicht 
werden kann, besteht auch ein Bedürfnis nach 
einer bundesgesetzlichen Regelung fArt. 72 
Abs. 2 GG). 

Das Grundrecht der freien Berufswahl nach 
Art. 12 Abs. 1 Satz 1 GG wird durch den 
Gesetzentwurf nicht berührt. Jeder Deutsche 
hat nach wie vor das Recht, durch Erwerb 
oder Pachtung bestehender Mühlen, durch die 
Errichtung von Mühlen mit einer Tages- 
leistung bis zu einer Tonne oder durch Ab- 
schluß eines Arbeitsvertrages den Beruf eines 
Müllers in selbständiger oder unselbständiger 
Form zu ergreifen. Der Gesetzentwurf regelt 
lediglich die Berufsausübung, indem er eine 
Genehmigungspflicht für die Errichtung und 
Aufnahme neuer Mühlen mit mehr als einer 
Tonne Tageskapazität, für die Wiederauf- 
nahme und Verlegung sowie für die Erweite- 
rung der Leistungsfähigkeit bestehender Müh- 
len vorsieht, um dem Ersuchen des Bundes- 
tages Rechnung zu tragen. 


11. Einzelvorsdirlften 

Zu § 1 

Das mit dem ersten Ersuchen des Deutschen 
Bundestages erstrebte Ziel dürfte erreicht wer- 
den, wenn die Errichtung einer neuen Mühle, 
die Aufnahme des Betriebes dieser Mühle, die 
Wiederaufnahme und Verlegung des Betrie- 
bes einer bereits bestehenden Mühle sowie die 
Erweiterung seiner Leistungsfähigkeit von 
einer Genehmigung abhängig gemacht werden 
(Abs. 1). 


b 



Der gewünschte Erfolg dürfte eine Beeinträch- 
tigung nicht erfahren, wenn die in Abs. 2 
Nr. 1 und 2 für Mühlen mit einer Tages- 
leistungsfähigkeit bis zu einer Tonne aufge- 
führten Tatbestände nicht genehmigungspflich- 
tig sind, denn jede dieser Mühlen kann im 
Jahr höchstens nur etwa 300 Tonnen Getreide 
zu Mehl verarbeiten. 

Zur Einsparung von Verwaltungsarbeit und. 
-kosten sollen die Fälle des Abs. 2 Nr. 3 
keiner Genehmigung bedürfen. Bei Abs. 2 
Nr. 3 Buchstabe b ist an Mühlen gedacht, die 
nur von Naturkräften angetrieben werden 
oder die vorwiegend Getreide für Selbstver- 
sorger verarbeiten. Diese Mühlen verfügen 
für längere Zeit im Jahr, z. B. infolge von 
Hoch- oder Niedrigwasser, nicht über die aus- 
reichenden Antriebskräfte oder die Selbstver- 
sorger liefern ihr Getreide zur Verarbeitung 
in der Lohn- und Umtauschmüllerei nicht lau- 
fend, sondern oft nur in größeren zeitlichen 
Abständen im Jahr an. Dadurch müssen diese 
Mühlen ihre Vermahlungstätigkeit regelmäßig 
für längere Zeit in Jedem Jahr unterbrechen. 

Zu § 2 

Unter Weizen ist auch Durum-Weizcn zu ver- 
stehen, der von Hartgrießmühlen zu Hart- 
grieß und Hartdunst für die Herstellung von 
Teigwaren verarbeitet wdrd. 

Auf gewerbliche Betriebe, die die angegebenen 
Getreidearten nur für die tierische Ernährung 
verarbeiten, und auf nichtgev/erbliche Be- 
triebe, die die Verarbeitung der erwähnten 
Getreidearten für die menschliche und / oder 
tierische Ernährung vornehmen, sollen die 
vorgesehenen Maßnahmen nicht Anwendung 
finden (Abs. 1). 

Die technische Verbesserung (Rationalisierung) 
des Betriebes, z. B. zur Senkung der Produk- 
tionskosten, soll durch den Gesetzentwurf 
nicht verhindert oder unterbunden werden. 
Bei Änderung in den Vorrichtungen, die der 
Herstellung der aufgeführten Erzeugnisse die- 
nen können, ist deshalb zu prüfen, ob es sich 
um eine Rationalisierungsmaßnahme oder um 
eine Erweiterung der Leistungsfähigkeit han- 
delt. Diese Prüfung ist auch bei den üblichen 
Instandhaltungs- und notwendigen Instand- 
sctzungsarbeitcn (Auswechselung schadhafter 
oder unbrauchbar gewordener Vorrichtungen) 
vorzunchmen (Abs. 2 Satz 1). In der Ge- 
treideniühlenwirtschaft ist es bisher üblich, die 
Leistungsfähigkeit der Betriebe nach der Ge- 
treidemenge festzustellen, die in zusammen- 


hängenden 24 Stunden verarbeitet werden 
kann (Abs. 2 Satz 2). 

Zu § 3 

Mit den Vorschriften in den Abs. 1 und 2 soll 
ein Rahmen für die Entscheidungen über die 
Anträge geschaffen werden. Es werden daher 
für die Fälle, in denen die Genehmigung zu 
erteilen ist, bestimmte Merkmale aufgeführt. 
Da Zweifel entstehen können, ob § 69 des 
Bundesvertriebenengesetzes auf die Errichtung 
von Mühlen unmittelbar anzuwenden ist, 
wird auf diese Rechtsvorschrift in Abs. 3 aus- 
drücklich hingewiesen. 

Zu § 4 

Der Absatz einer Mühle ist nicht immer auf 
den räumlichen Bereich eines Landes begrenzt. 
Es erscheint deshalb angebracht, mit der Ent- 
scheidung über die Anträge eine übcrgeblet- 
liche Stelle zu beauftragen. Für das Gebiet der 
Getreidemühlenwirtschaft ist nach § 5 des Ge- 
treidegesetzes vom 4. November 1950 (BGBl. 
S. 721) in der Fassung vom 24. November 
1951 (BGBl. I S. 900) die Mühlenstelle er- 
richtet und tätig. Um keine neue Verwaltungs- 
stelle zu schaffen, wird in Abs. 1 vorge- 
schlagen, dem Vorstand der Mühlenstelle die 
Entscheidungen über die Anträge zu übertra- 
gen. Mit dieser Anregung wird den Einwen- 
dungen gegen den Plan entsprochen, die Müh- 
lenstelle mit der Entscheidung über die An- 
träge zu beauftragen. Bei Entscheidungen der 
Mühlenstelle, die durch den Verwaltungsrat 
getroffen werden und in dem die Mühlen die 
größte Stimmenzahl haben, wird eine Beein- 
trächtigung des Wettbewerbs befürchtet. 

In den Anträgen der Mühlen werden Fragen 
der verschiedensten Art aufgeworfen werden. 
Für die sachgemäße Prüfung und Beurteilung 
der Anträge bedarf der Vorstand der Mühlen- 
stelle einer Unterstützung, die ihm unabhän- 
gige Sachverständige geben sollen (Abs. 2). 

Die Entscheidungen des Vorstandes der Müh- 
lenstelle sind Verwaltungsakte und können 
daher von den Antragstellern im Verwal- 
tungsstreitveffahren angefochten werden. Die 
Anfechtbarkeit von Verwaltungsakten ist in 
der Verordnung Nr. 165 — Verwaltungsge- 
richtsbarkeit in der Britischen Besatzungszone 
(VOBl. BZ 1948 S. 263) — geregelt. Auf eine 
entsprechende Bestimmung in diesem Gesetz- 
entwurf konnte deshalb verzichtet werden. 

Im Hinblidc auf Abs. 1 müssen die in § 5 
Abs. 4 Satz 2 und 3 des Getreidegesetzes vorr 
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gesehenen Rechte des Verwaltungsrates der 
Mühlenstelle ausgeschlossen werden (Abs. 3). 

Zu § 5 

Die Mühlen sollen angehalten werden, nur 
Anträge für solche Maßnahmen zu stellen, an 
deren beschleunigter Ausführung sie ein ernst- 
haftes Interesse haben. 

Zu § 6 

Bei dem Beschluß vom 18. März 1955 — 
Drucksachen 1216, 55 — ist der Deutsche Bun- 
destag davon ausgegangen, daß die Ursache 
der wirtschaftlichen Lage der Mühlen auf die 
Übersetzung des Produktionsapparates zu- 
rückzuführen ist. Über die vorhandene und 
entbehrliche Leistungsfähigkeit der Mühlen 
liegen zuverlässige Unterlagen nicht vor. Für 
einen Überblick über die bestehende Kapazi- 
tät und zur Bearbeitung der Anträge erscheint 
es notwendig, daß die am Tage des Inkraft- 
tretens des Gesetzes vorhandenen Vorrichtun- 
gen, die der LIerstellung der In § 2 Abs. 1 ge- 
nannten Erzeugnisse dienen können, dem Vor- 
stand der Mühlenstelle gemeldet werden. Mel- 
depflichtig soll der unmittelbare Besitzer der 
Mühle sein (Abs. 1). 

Es erscheint zweckmäßig, die Form der Mel- 
dung und die Meldefrist nicht Im Gesetz, son- 
dern In einer Durchführungsverordnung zu 
regeln (Abs. 2). 

Mit den Vorschriften des Abs. 3 werden die 
ordnungsgemäße Abgabe der Meldung und 
die Beachtung der vorgesehenen Genehmi- 
gungspflicht erstrebt. Zur Sicherstellung des 
Erfolges der Prüfungen sollen die Verpflich- 
tungen sowohl dem mittelbaren als auch dem 
unmittelbaren Besitzer der Mühle auferlegt 
werden. 

Zu § 7 

Die Entrichtung von Gebühren durch den An- 
tragsteller für die Bearbeitung seines Antrages 
erscheint erforderlich und vertretbar. Die Ein- 
zelheiten, z. B. über die Fiöhe der Gebühr, 
sollten nicht im Gesetz, sondern In einerweite- 
ren Durchführungsverordnung geregelt wer- 
den. Im übrigen sollen die Verwaltungskosten 
aus der Abgabe gedeckt werden, die die Müh- 
lenstelle nach § 15 Abs. 3 des Getreidegesetzes 
in der Eassung vom 24. November 1951 
(BGBl. I S. 900) in Verbindung mit der Fünf- 
ten Durchführungsverordnung zum Getreide- 
gesetz von den Mühlen erhebt. 


Zu § 8 

Es wird als erforderlich erachtet, Vorschriften 
über die Verschwiegenheitspflicht des Vor- 
standes und der Bediensteten der Mühlenstelle 
sowie der Sachverständigen zu erlassen. 

Zu § 9 

Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 dienen 
der Durchsetzung des vom Deutschen Bundes- 
tag erstrebten Zieles. In Abs. 3 wird angeregt, 
dem Vorstand der Mühlenstelle auch die Be- 
fugnis zur Ahndung von Ordnungswidrig- 
keiten gegen die Vorschriften des Gesetzes und 
seiner Durchführungsverordnungen zu über- 
tragen. 

Zu § 10 

Diese Maßnahmen werden neben der Ahn- 
dung von Ordnungswidrigkelten, z. B. durch 
Festsetzung eines Bußgeldes, aus den zu § 9 
Abs. 1 und 2 dargelegten Gründen für not- 
wendig gehalten. 

Zu § 11 

Mit den vorgeschlagenen Übergangsvorschrif- 
ten sollen Härten für die Fälle vermieden 
werden, In denen der Antragsteller bereits vor 
Kenntnis des Beschlusses des Deutschen Bun- 
destages vom 18. März 1955 zum Zwecke 
einer durch das Gesetz genehmigungspflichtig 
gewordenen Handlung mit baulichen oder 
technischen Maßnahmen begonnen oder die 
näher bezelchneten vertraglichen Verpflich- 
tungen übernommen hat (Satz 1). Zur be- 
schleunigten Prüfung dieser Maßnahmen oder 
Verträge soll der Antrag innerhalb einer Frist 
von zwei Monaten nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes gestellt werden (Satz 2). 

Zu § 12 

Zur Förderung der Westberliner Mühlenwirt- 
schaft soll das Gesetz auch im Land Berlin 
gelten. 

Zu § 13 

Die Organisationen der Brotgetreide verar- 
beitenden Mühlen erstreben eine Gesundung 
ihres Wirtschaftszweiges durch freiwillige 
Vereinbarungen unter den Mühlen über eine 
Beschränkung der Vermahlungen und die für 
Mahlerzeugnisse zu berechnenden Preise. Das 
Mühlengesetz ist als Zwischenlösung gedacht; 
für seine Vorschriften ist deshalb eine Be- 
fristung bis zum 31. Dezember 1959 vorge- 
sehen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme und Änderungsvorschläge 
des Bundesrates 


1 . Zu § 2 

In Abs. 2 ist vor den Worten „der Her- 
stellung“ das Wort „unmittelbar . . ein- 
zufügen und das Wort „können“ zu 
streichen. 

Begründung 

Nach dem Wortlaut des Entwurfs könnten 
auch solche Änderungen von Vorrichtungen 
als Erweiterung der Leistungsfähigkeit der 
Mühle angesehen werden, die nicht unmit- 
telbar der Herstellung von Mehl und son- 
stigen Mühlenerzeugnissen dienen. Dies 
könnte dem Bestreben der Mühlen, ihre Be- 
triebe zu rationalisieren, hindernd im Wege 
stehen. Eine ausdrückliche Klarstellung in- 
soweit erscheint daher geboten. 

2. Zu § 3 

a) In Abs. 1 ist vor den Worten „zu ge- 
nehmigen“ das Wort „nur“ einzufügen. 

Begründung 

Die Fassung des Regierungsentwurfs 
kann Zweifel darüber aufkommen las- 
sen, ob die Errichtung einer Mühle und 
die sonst nach dem Entwurf genehmi- 
gungspflichtigen Tatbestände auch dann 
genehmigt werden könnten, wenn die 
Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 und 2 
nicht vorliegen. Damit würde der mit 
dem Gesetz verfolgte Zweck beeinträch- 
tigt und außerdem dem Vorstand der 
Mühlenstelle ein nur unzulänglich abge- 
grenzter Ermessensspielraum für seine 
Entscheidungen eingeräumt werden. Eine 
ausdrückliche Klarstellung erscheint da- 
her unbedingt erforderlich. 

b) Zu Abs. 3 

Statt der Verweisung auf § 69 des Bun- 
desvertriebenengesetzes, die zu Zweifeln 
Anlaß gibt, sollte die beabsichtigte be- 


vorzugte Berücksichtigung der Vertrie- 
benen und Sowjetzonenflüchtlinge im 
vorliegenden Gesetz selbst geregelt wer- 
den. 

3. Zu § 4 

a) Abs. 1 ist wie folgt zu fassen; 

„(1) Über den Antrag auf Geneh- 
migung entscheidet der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten (Bundesminister) im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
und im Benehmen mit den obersten 
Landesbehörden für Ernährung und 
Landwirtschaft. Er kann den Vorstand 
der Mühlenstelle mit der Durchführung 
dieses Gesetzes beauftragen.“ 

Begründung 

Es ist nicht vertretbar, den Vorstand der 
Mühlenstelle über die Anträge von Ge- 
nehmigungen nach § 3 des Gesetzent- 
wurfs entscheiden zu lassen, weil es 
sich hierbei um die Ausübung von 
hoheitlichen Funktionen handelt, für die 
nur staatliche Stellen zuständig sein 
können. Die Entscheidungsbefugnis muß 
bei einem von den Interessen des betrof- 
fenen Wirtschaftszweiges unabhängigen 
Organ liegen. Durch die Übertragung 
der Befugnisse auf den Vorstand der 
Mühlenstelle werden diese Bedenken 
nicht ausgeräumt, denn auch der Vor- 
stand wird sich von solchen Einflüssen 
nicht freihalten können. Die Entschei- 
dungsbefugnis kann deshalb nur dem 
Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtsdiaft und Forsten übertragen wer- 
den, der im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft handeln 
muß. Wegen der unterschiedlichen Ver- 
hältnisse in den einzelnen Ländern sind 
die obersten Landesbehörden vorher an- 
zuhören. Aus Gründen der verwaltungs- 
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mäßigen Vereinfachung empfiehlt es 
sich, eine Delegationsbefugnis auf den 
Vorstand der Mühlenstelle vorzusehen. 

Die sich aus der Neufassung des Abs. 1 
ergebenden redaktionellen Änderungen 
sollen von der Bundesregierung im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens vorgenommen werden. 

b) In Abs. 3 sind hinter den Eingangswor- 
ten „§ 5 Abs. 4 Satz 2 und 3“ die Worte 
„und § einzufügen. 

Begründung 

Klarstellung, daß § 6 des Getreidege- 
setzes, der die Beschwerde gegen Einzel- 
verfügungen der Mühlenstelle vorsieht, 
keine Anwendung findet auf die Ent- 
scheidungen des Vorstandes der Mühlen- 
stelle nach § 4 Abs. 1 des Entwurfs. 

4. Zu § 7 

a) § 7 bedarf im weiteren Gesetzgebungs- 
verfahren einer näheren Konkretisierung 
hinsichtlich des Ausmaßes der Ermächti- 
gung, und zwar in dem Sinne, daß eine 
Höchstbegrenzung der zu erhebenden 
Gebühren gesetzlich festgelegt wird 
(Art. 80 Abs. 1 Satz 2 GG). 

b) Es ist folgender neuer Satz anzufügen: 
„In dieser Gebührenordnung sollen Vor- 
schriften über den Erlaß oder die Er- 
mäßigung der Gebühr für Antragsteller, 
die Vertriebene oder Sowjetzonenflücht- 
linge im Sinne der §§ 1 bis 4 des Bun- 
desvertriebenengesetzes sind, getroffen 
werden.'* 

Begründung 

Es erscheint unbillig, wenn den mehr als 
10 Jahre nach der Vertreibung noch 
nicht eingegliederten Ostmüllern für die 
Wiederzulassung zur Inbetriebnahme 
einer Mühle eine Gebühr abgefordert 
wird. 

5. Zu § 9 

In Abs. 2 sind die Worte „10 000 Deutsche 

Mark“ und „2000 Deutsche Mark“ zu er- 


setzen durch die Worte „100 000 Deutsche 
Mark“ und „20 000 Deutsche Mark“. 

Begründung 

Im Fall des § 9 Abs. 1 Nr. 1 des Entwurfs 
erschöpft sich das ordnungswidrige Verhal-^ 
ten des Täters in einer einmaligen Hand- 
lung. Er könnte daher für diese Ordnungs- 
widrigkeit nach dem Regierungsentwurf nur 
mit einer Geldbuße von höchstens 10 000 
Deutsche Mark belegt werden, während der 
wirtschaftliche Vorteil des Täters je nach 
der Lage des Falles wesentlich höher zu 
veranschlagen wäre. Die Anwendung des 
§ 6 Satz 2 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkelten wird häufig auf Schwierig- 
keiten stoßen, da in diesen Fällen das Ent- 
gelt oder der Gewinn nur sehr schwer oder 
gar nicht nachgewiesen werden kann. Auch 
die Anwendung des Verwaltungszwanges 
nach § 10 des Entwurfs wird zuweilen 
schwer durchzuführen sein.- 

6. Zu § 10 

Das Wort „hat“ ist zu ersetzen durch das 
Wort „kann“. 

Begründung 

Da die Genehmigungen nach dem Entwurf 
vom Vorstand der Mühlenstelle ausgespro- 
chen werden, muß es in das pflichtgemäße 
Ermessen der obersten Landesbehörde ge- 
stellt werden, ob sie in den Fällen des § 10 
den Verwaltungszwang ausübt. 

7. Zu § 11 

In Satz 1 sind die Worte „1. April 1955“ 
zu ersetzen durch die Worte „1. Februar 
1956“. 

Begründung 

Die Im Entwurf vorgesehene Rückwirkung 
erscheint zu weitgehend. 

8. Zu § 12 

In Satz 2 ist das Wort „Verordnung“ zu er- 
setzen durch das Wort „Rechtsverord- 
nung“, 

Begründung 

Anpassung an die übliche Ausdrucksweise 
der Berlin-Klausel. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


1. Den Vorschlägen zu Nr. 1 (§ 2 Abs. 2), 
Nr. 2 a) und b) (§ 3), Nr. 3 b) (§ 4 Abs. 3), 
Nr. 4 a) und b) (§ 7), Nr. 7 (§ 11) und Nr. 8 
(§ 12) wird beigetreten. 

2. Zu Nr. 3 a) 

An der Fassung des § 4 Abs. 1 des Regie- 
rungsentwurfs wird festgehalten. 

Begründung 

Die Bedenken des Bundesrates dagegen, daß 
der Vorstand der Mühlenstelle über die An- 
träge auf Genehmigung nach § 3 des Gesetz- 
entwurfs entscheiden soll, weil es sich hierbei 
um die Ausübung hoheitlicher Funktionen 
handele, für die nur staatliche Stellen zu- 
ständig sein könnten, werden nicht geteilt. 
Die Mühlenstelle ist eine Anstalt des öffent- 
lichen Rechts (§ 5 Abs. 1 Satz 1 des Getreide- 
gesetzes in der Fassung vom 24. November 
1951 — BGBl. I S. 900 — ; § 1 Abs. 1 Satz 1 
der Satzung der Mühlenstelle — Anlage zur 
Vierten Durchführungsverordnung zum Ge- 
treidegesetz vom 17. Dezember 1951 — 
BGBl. I S. 972). Sie ist mit der Überwachung 
der Einhaltung der Bestimmungen der Durch- 
führungsverordnungen zum Getreidegesetz 
beauftragt worden (vgl. Zweite Durchfüh- 
rungsverordnung in der Fassung vom 7. Fe- 
bruar 1955 — BGBL I S. 59 — ; Siebente 
Durchführungsverordnung In der Fassung vom 
12. August 1953 — BGBl. I S. 996 — ; Achte 
Durchführungsverordnung In der Fassung vom 
27. Juli 1954 — BGBl. I S. 219 — ; Neunte 
Durchführungsverordnung vom 18. Juli 1955 
— BGBl. I S. 455). 

Nach § 3 der Vierten Durchführungsverord- 
nung zum Getreidegesetz ist der Vorstand 
der Mühlenstelle Verwaltungsbehörde im 
Sinne des Wirtschaftsstrafgesetzes, soweit die 
Verfolgung der Im § 21 Abs. 2 des Getreide- 
gesetzes bezelchneten Zuwiderhandlungen in 
seinen Aufgabenkreis fällt. Sind dem Vor- 
stand der Mühlenstelle aber Strafbefugnisse 
übertragen worden, so dürften keine durch- 
greifenden Bedenken dagegen bestehen. Ihn 


über die Anträge auf Genehmigung nach dem 
Mühlengesetz entscheiden zu lassen. 

Darüber hinaus sollte angestrebt werden, die 
obersten Bundesbehörden soweit wie möglich 
von Verwaltungsaufgaben fernzuhalten. Die 
vom Bundesrat gewünschte Mitwirkung der 
obersten Landesbehörden für Ernährung und 
Landwirtschaft erscheint dadurch gesichert, 
daß deren Vertreter berechtigt sind, an den 
Sitzungen des Vorstandes der Mühlenstelle 
teilzunehmen (§ 7 der Satzung der Mühlen- 
stelle). 

3. Zu Nr. 5 

An der Fassung des § 9 Abs. 2 des Regic- 
rungsentwurfs wird festgehalten. 

Begründung 

Nach § 10 des Gesetzentwurfs, an dessen 
Fassung festgehalten wird (vgl. Nr. 4), ist die 
Anwendung des Verwaltungszwangs zur 
Sicherung der gesetzlichen Bestimmungen 
obligatorisch. Die Möglichkeit, eine vorsätz- 
lich begangene Ordnungswidrigkeit zusätz- 
lich mit einer Geldbuße bis zu 10 000 Deut- 
sche Mark und eine fahrlässig begangene mit 
einer Geldbuße bis zu 2000 Deutsche Mark 
zu ahnden, erscheint daher ausreichend. 

4. Zu Nr. 6 

An der Fassung des § 10 des Regierungsent- 
wurfs wird festgehalten. 

Begründung 

Da die Vertreter der obersten Landesbehör- 
den für Ernährung und Landwirtschaft nach 
§ 7 der Satzung der Mühlenstelle berechtigt 
sind, an den Sitzungen des Vorstandes teil- 
zunehmen und zu den Anträgen Stellung zu 
nehmen, kann dem Vorschlag des Bundes- 
rates zur Änderung des § 10 nicht gefolgt 
werden. Das mit dem Gesetzentwurf erstrebte 
Ziel kann nur bei Anwendung des Verwal- 
tungszwanges erreicht werden. 
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